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Editorial
Die Bundesregierung war vor der Sommerpause
Vorgelegt wurde gerade ein Referentenentwurf
nanzministeriums für ein Jahressteuergesetz
ses Gesetzes ist es, die sich in verschiedenen Bereichen
deutschen Steuerrechts au
bzw. -
die vorgelegten Änderungen auf Anpassungen im Umsat
steuerrecht, die durch EU
die Umsetzung der Rechtsprechung des BVerfG zur Ve
lustverrechnung bei Körperschaften. Materielle Änderungen, 
die zu einer substanziellen Entlastung von Unternehmen be
tragen können, sind dagegen nicht geplant.
 
Eine weitere Ausweitung von steuerlichen Meldepflichten 
wurde durch die EU beschlossen. Danach solle
2019 und spätestens ab 2020 grenzüberschreitende Steue
gestaltungen gemeldet werden. Betroffen wären davon 
grundsätzlich auch beratende und zur Verschwiegenheit ve
pflichtete Intermediäre wie Steuerberater und Wirtschaftspr
fer, die entsprec
zuständigen Behörde anzeigen müssten. Verschiedene Bu
desländer diskutieren aktuell sogar, die Meldepflicht auf nat
onale Gestaltungen auszudehnen.
 
Unser aktueller Fachartikel verschafft Ihnen einen Überblick 
über die im Rahmen des Steuermodernisierungsgesetzes vom 
18. Juli 2016 geltenden Neuregelungen bei der Abgabe der 
Steuererklärungen ab dem Veranlagungsjahr 2018 und stellt 
altes Recht 
 
In diesem Sinne wü
angenehmen Sommertagen 
neuen 
 
Ihre Kanzlei
 
Dr. Langenmayr und Partner
Wirtschaftsprüfer Rechtsanwälte Steuerberater
 

 
 

Johannes Bitzer
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Abgabe der Steuererklärungen 
Änderungen ab 2018
Thilo Rath

Im Rahmen der Modernisierung des Besteu
rungsverfahren
2016) trat am 1. Januar 2017 der neue 
§ 149
der Steuererklärungen 
Regelungen sind allerdings 
Besteuerungszeiträume und Besteuerung
zeitpunkte, die nach dem 31. Dezember 2017 
beginnen,
zeiträume und für Besteuerungszeitpunkte, 
die vor dem 1. Januar
terhin § 149 AO in der bis zum 31. 
2016 geltenden Fassung anzuwenden. Nac
folgend wird eine Übersicht der alten und der 
neuen Rechtslage dargestellt
 
Alte Rechtslage
Für das Kalenderjahr 2017 sind die Erkläru
gen zur Einkommen
be- 
und einheitlichen Feststellung nach alter 
Rechtslage des § 149 AO bis zum 31. Mai 
2018 bei den Finanzämtern abzugeben. S
fern die o.
ter oder Steuerbera
stellt werden, 
zum 31. Dezember 2018 verlängert.
 
Es bleibt den Finanzämtern 
die o.
für einen Zeitpunkt vor Ablauf der allgemein 
verlängerten Frist anzufordern. Davon m
chen die Finanzämter Ge
anderem für die vorangegangenen Veranl
gungszeiträume die erforderlichen Erkläru
gen verspätet oder nicht abgegeben wurden
nachträgliche Vorauszahlungen festgesetzt 
wurden
zahlung ergeben hat bzw. zu e
eine
die Abgabe der Steuererklärungen bis zum 
28. Februar 2019 verlängert werden. Eine 
weitergehende Fristverlängerung kommt 
grund
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Abgabe der Steuererklärungen 
Änderungen ab 2018
Thilo Rath, Wirtschaftsprüfer

Im Rahmen der Modernisierung des Besteu
rungsverfahrens (StModernG vom 18.
2016) trat am 1. Januar 2017 der neue 

149 AO in Kraft, der die Fristen zur Abgabe 
der Steuererklärungen 
Regelungen sind allerdings 
Besteuerungszeiträume und Besteuerung
zeitpunkte, die nach dem 31. Dezember 2017 
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folgend wird eine Übersicht der alten und der 
neuen Rechtslage dargestellt

Alte Rechtslage
Für das Kalenderjahr 2017 sind die Erkläru
gen zur Einkommen

 und Umsatzsteuer sowie zur gesonderten 
und einheitlichen Feststellung nach alter 
Rechtslage des § 149 AO bis zum 31. Mai 
2018 bei den Finanzämtern abzugeben. S
fern die o. g. Erklärungen durch Steuerber
ter oder Steuerbera
stellt werden, 
zum 31. Dezember 2018 verlängert.

Es bleibt den Finanzämtern 
o. g. Erklärungen mit angemessener Frist 

für einen Zeitpunkt vor Ablauf der allgemein 
verlängerten Frist anzufordern. Davon m
chen die Finanzämter Ge
anderem für die vorangegangenen Veranl
gungszeiträume die erforderlichen Erkläru
gen verspätet oder nicht abgegeben wurden
nachträgliche Vorauszahlungen festgesetzt 
wurden, oder wenn sich
zahlung ergeben hat bzw. zu e
einem begründeten Antrag kann die Frist für 
die Abgabe der Steuererklärungen bis zum 
28. Februar 2019 verlängert werden. Eine 
weitergehende Fristverlängerung kommt 
grundsätzlich nicht in Betracht.
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Wirtschaftsprüfer

Im Rahmen der Modernisierung des Besteu
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Abgabe der Steuererklärungen 
Änderungen ab 2018

Wirtschaftsprüfer und Steuerberater
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Abgabe der Steuererklärungen 
Änderungen ab 2018

Steuerberater
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Steuerberater 
Neue Rechtslage
 
Für das Kalenderjahr 201
Erklärungen bis zum 31. Juli des Folgeja
res - also
Finanzämtern abzugeben. Sofern ein Ste
erberater mit der Erstellung der Steuere
klärungen beauftragt ist, sind diese Erkl
rungen spätestens bis zum letzten
(28/29) des Monats Februar des zweiten 
auf den Besteuerungszeitraum folgenden 
Kalenderjahres abzugeben
mals zum 29. Februar 2020
schrieben
verlängerung wurden durch 
sung erweitert und
weiter von 
nommen:
 
· Eröffnung oder Einstellung des Betri

bes, 
· Beteiligung an Gesellschaften mit festz

stellenden Verlusten,
· bei Abschlusszahlungen für Einkommen

Körperschaft
mehr 

· bei vorgesehenen Außenprüfungen sowie 
nach dem Ergebnis einer automation
gestützten Zufallsauswahl.

Die Anforderung 
gen kann erst frühestens für den 31. Juli 
des Folgejahres (s.g. normale Frist ohne 
Steuerberater)
der Anordnung wird eine gesetzliche Frist 
von vier Monaten nach Bekanntgabe der 
Anordnung gesetzt. Nicht betrof
Verlängerungsfrist
jahreserklärung abgesehen
anmeldungen sowie aperiod
Steuererklärungspflichten 
steuer, Kapitalert
er, Ein- und Ausfuhrabgaben (Zölle).
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Abgabe der Steuererklärungen 
Änderungen ab 2018

Rechtsfolgen bei Verletzung der Steue
erklärungspflicht nach 
 
1. Zwangsmittel und Schätzung
Gibt der Steuerpflichtige pflichtwidrig keine 
Steuererklärung ab oder gibt er sie nicht i
nerhalb der vorgeschriebene
kann die Abgabe der Erklärung nach §§ 328 
ff. AO erzwungen werden. Das Finan
darf mangels Steuererklärung auch sogleich 
zur Schätzung, ohne einen
such, übergehen.
 
2. Automatischer Verspätungszuschlag
Regelung)
 
Mit der Verlängerung der Abgabefristen wird 
auch der Verspätungszuschlag in § 152 AO 
neu geregel
spätungszuschlags bleibt grundsätzlich wie 
bislang
weichend davon wird der Verspätungsz
schlag automatisch festgesetzt, wenn eine 
Jahressteuererklärung nicht binnen 14 Mon
ten nach Ablauf des Kalende
ben wurde. 
z. B. die Steuer auf EUR 0 oder auf einen n
gativen Betrag festgesetzt wird, oder auch 
wenn die festgesetzte Steuer die Summe der 
festgesetzten Vorauszahlungen und der a
zurechnenden Steuerabzugsbeträg
übersteigt.
die Berechnung des Verspätungszuschlages 
vorgibt. Für die Steuererklärungen, die sich 
auf ein Kalenderjahr oder auf einen geset
lich bestimmten Zeitpunkt beziehen, beträgt 
der Verspätungszuschlag für jed
genen Monat der eingetretenen Verspätung 
0,25 Prozent der festgesetzten Steuer, mi
destens jedoch 25 Euro für jeden angefang
nen Monat der eingetretenen Verspätung.
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Abgabe der Steuererklärungen 
Änderungen ab 2018

Rechtsfolgen bei Verletzung der Steue
erklärungspflicht nach 

1. Zwangsmittel und Schätzung
Gibt der Steuerpflichtige pflichtwidrig keine 
Steuererklärung ab oder gibt er sie nicht i
nerhalb der vorgeschriebene
kann die Abgabe der Erklärung nach §§ 328 
ff. AO erzwungen werden. Das Finan
darf mangels Steuererklärung auch sogleich 
zur Schätzung, ohne einen
such, übergehen.

2. Automatischer Verspätungszuschlag
Regelung) 

Mit der Verlängerung der Abgabefristen wird 
auch der Verspätungszuschlag in § 152 AO 
neu geregelt. Die Festsetzung des Ve
spätungszuschlags bleibt grundsätzlich wie 
bislang im Ermessen des Finanzamtes. A
weichend davon wird der Verspätungsz
schlag automatisch festgesetzt, wenn eine 
Jahressteuererklärung nicht binnen 14 Mon
ten nach Ablauf des Kalende
ben wurde. Dies gilt wiederum nicht, wenn 

B. die Steuer auf EUR 0 oder auf einen n
gativen Betrag festgesetzt wird, oder auch 
wenn die festgesetzte Steuer die Summe der 
festgesetzten Vorauszahlungen und der a
zurechnenden Steuerabzugsbeträg
übersteigt. Neu ist auch, dass § 152 A
die Berechnung des Verspätungszuschlages 
vorgibt. Für die Steuererklärungen, die sich 
auf ein Kalenderjahr oder auf einen geset
lich bestimmten Zeitpunkt beziehen, beträgt 
der Verspätungszuschlag für jed
genen Monat der eingetretenen Verspätung 
0,25 Prozent der festgesetzten Steuer, mi
destens jedoch 25 Euro für jeden angefang
nen Monat der eingetretenen Verspätung.
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Abgabe der Steuererklärungen 
Änderungen ab 2018

Rechtsfolgen bei Verletzung der Steue
erklärungspflicht nach neuer Rechtslage

1. Zwangsmittel und Schätzung
Gibt der Steuerpflichtige pflichtwidrig keine 
Steuererklärung ab oder gibt er sie nicht i
nerhalb der vorgeschriebene
kann die Abgabe der Erklärung nach §§ 328 
ff. AO erzwungen werden. Das Finan
darf mangels Steuererklärung auch sogleich 
zur Schätzung, ohne einen
such, übergehen. 

2. Automatischer Verspätungszuschlag

Mit der Verlängerung der Abgabefristen wird 
auch der Verspätungszuschlag in § 152 AO 

t. Die Festsetzung des Ve
spätungszuschlags bleibt grundsätzlich wie 

im Ermessen des Finanzamtes. A
weichend davon wird der Verspätungsz
schlag automatisch festgesetzt, wenn eine 
Jahressteuererklärung nicht binnen 14 Mon
ten nach Ablauf des Kalende

Dies gilt wiederum nicht, wenn 
B. die Steuer auf EUR 0 oder auf einen n

gativen Betrag festgesetzt wird, oder auch 
wenn die festgesetzte Steuer die Summe der 
festgesetzten Vorauszahlungen und der a
zurechnenden Steuerabzugsbeträg

Neu ist auch, dass § 152 A
die Berechnung des Verspätungszuschlages 
vorgibt. Für die Steuererklärungen, die sich 
auf ein Kalenderjahr oder auf einen geset
lich bestimmten Zeitpunkt beziehen, beträgt 
der Verspätungszuschlag für jed
genen Monat der eingetretenen Verspätung 
0,25 Prozent der festgesetzten Steuer, mi
destens jedoch 25 Euro für jeden angefang
nen Monat der eingetretenen Verspätung.
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Abgabe der Steuererklärungen 
Änderungen ab 2018

Rechtsfolgen bei Verletzung der Steue
neuer Rechtslage

1. Zwangsmittel und Schätzung 
Gibt der Steuerpflichtige pflichtwidrig keine 
Steuererklärung ab oder gibt er sie nicht i
nerhalb der vorgeschriebenen Frist ab, so 
kann die Abgabe der Erklärung nach §§ 328 
ff. AO erzwungen werden. Das Finan
darf mangels Steuererklärung auch sogleich 
zur Schätzung, ohne einen Erzwingungsve

2. Automatischer Verspätungszuschlag

Mit der Verlängerung der Abgabefristen wird 
auch der Verspätungszuschlag in § 152 AO 

t. Die Festsetzung des Ve
spätungszuschlags bleibt grundsätzlich wie 

im Ermessen des Finanzamtes. A
weichend davon wird der Verspätungsz
schlag automatisch festgesetzt, wenn eine 
Jahressteuererklärung nicht binnen 14 Mon
ten nach Ablauf des Kalenderjahrs abgeg

Dies gilt wiederum nicht, wenn 
B. die Steuer auf EUR 0 oder auf einen n

gativen Betrag festgesetzt wird, oder auch 
wenn die festgesetzte Steuer die Summe der 
festgesetzten Vorauszahlungen und der a
zurechnenden Steuerabzugsbeträge nicht 

Neu ist auch, dass § 152 A
die Berechnung des Verspätungszuschlages 
vorgibt. Für die Steuererklärungen, die sich 
auf ein Kalenderjahr oder auf einen geset
lich bestimmten Zeitpunkt beziehen, beträgt 
der Verspätungszuschlag für jeden angefa
genen Monat der eingetretenen Verspätung 
0,25 Prozent der festgesetzten Steuer, mi
destens jedoch 25 Euro für jeden angefang
nen Monat der eingetretenen Verspätung.

 

Abgabe der Steuererklärungen 
Änderungen ab 2018

Rechtsfolgen bei Verletzung der Steuer-
neuer Rechtslage 

Gibt der Steuerpflichtige pflichtwidrig keine 
Steuererklärung ab oder gibt er sie nicht in-

Frist ab, so 
kann die Abgabe der Erklärung nach §§ 328 
ff. AO erzwungen werden. Das Finanzamt 
darf mangels Steuererklärung auch sogleich 

Erzwingungsver-

2. Automatischer Verspätungszuschlag (neue 

Mit der Verlängerung der Abgabefristen wird 
auch der Verspätungszuschlag in § 152 AO 

t. Die Festsetzung des Ver-
spätungszuschlags bleibt grundsätzlich wie 

im Ermessen des Finanzamtes. Ab-
weichend davon wird der Verspätungszu-
schlag automatisch festgesetzt, wenn eine 
Jahressteuererklärung nicht binnen 14 Mona-

rjahrs abgege-
Dies gilt wiederum nicht, wenn 

B. die Steuer auf EUR 0 oder auf einen ne-
gativen Betrag festgesetzt wird, oder auch 
wenn die festgesetzte Steuer die Summe der 
festgesetzten Vorauszahlungen und der an-

e nicht 
Neu ist auch, dass § 152 AO n.F. 

die Berechnung des Verspätungszuschlages 
vorgibt. Für die Steuererklärungen, die sich 
auf ein Kalenderjahr oder auf einen gesetz-
lich bestimmten Zeitpunkt beziehen, beträgt 

en angefan-
genen Monat der eingetretenen Verspätung 
0,25 Prozent der festgesetzten Steuer, min-
destens jedoch 25 Euro für jeden angefange-
nen Monat der eingetretenen Verspätung. 

 

Abgabe der Steuererklärungen 
Änderungen ab 2018 

3. Risiko einer Steuerordnungswidrigkeit 
oder Steuerhinterziehung bei Verspätung
 
Wer vorsätzlich oder leichtfertig keine Ste
ererklärung abgibt, kann eventuell wegen 
versuchter oder vollendeter Steuerhinte
ziehung (
Steuerverkürzung (§ 378 AO) belangt we
den. Auch die verspätete Abgabe der Erkl
rung kann 
ziehung erfüllen.
 
Zusammenfassung
 
Für das Kalenderjahr 2017 gilt die alte 
Rechtslage. Für das Kalenderjahr 2018 hat 
der Gesetzgeber von einer Seite eine Ve
längerung 
sowie im s.
Juli des Folgejahres
ar des zweiten auf
raum folgenden Kalenderjahres geschafft, 
gleichzeitig aber wurden die Regelungen im 
Fall der Nichtabgabe bzw. verspätete
gabe der Erklärung deu
 
 
 
Kontakt für weitere Informationen:
 

 

Abgabe der Steuererklärungen 

3. Risiko einer Steuerordnungswidrigkeit 
oder Steuerhinterziehung bei Verspätung

Wer vorsätzlich oder leichtfertig keine Ste
ererklärung abgibt, kann eventuell wegen 
versuchter oder vollendeter Steuerhinte
ziehung (§ 370 AO) oder leichtfertiger 
Steuerverkürzung (§ 378 AO) belangt we
den. Auch die verspätete Abgabe der Erkl
rung kann den Tatbestand de
ziehung erfüllen. 

Zusammenfassung

Für das Kalenderjahr 2017 gilt die alte 
Rechtslage. Für das Kalenderjahr 2018 hat 
der Gesetzgeber von einer Seite eine Ve
längerung der Fristen im s. g. „Normalf
sowie im s. g. „Beratungsfall“ bis zum 31. 
Juli des Folgejahres
ar des zweiten auf
raum folgenden Kalenderjahres geschafft, 
gleichzeitig aber wurden die Regelungen im 
Fall der Nichtabgabe bzw. verspätete
gabe der Erklärung deu

Kontakt für weitere Informationen:

Thilo Rath 
Wirtschaftsprüfer
Steuerberater
 

E-Mail: 
trath@dr

Abgabe der Steuererklärungen -  

3. Risiko einer Steuerordnungswidrigkeit 
oder Steuerhinterziehung bei Verspätung

Wer vorsätzlich oder leichtfertig keine Ste
ererklärung abgibt, kann eventuell wegen 
versuchter oder vollendeter Steuerhinte

AO) oder leichtfertiger 
Steuerverkürzung (§ 378 AO) belangt we
den. Auch die verspätete Abgabe der Erkl

den Tatbestand der Steuerhinte

Zusammenfassung 

Für das Kalenderjahr 2017 gilt die alte 
Rechtslage. Für das Kalenderjahr 2018 hat 
der Gesetzgeber von einer Seite eine Ve

der Fristen im s. g. „Normalf
„Beratungsfall“ bis zum 31. 

 bzw. bis 28./29. Febr
ar des zweiten auf den Besteuerungszei
raum folgenden Kalenderjahres geschafft, 
gleichzeitig aber wurden die Regelungen im 
Fall der Nichtabgabe bzw. verspätete
gabe der Erklärung deutlich ver

Kontakt für weitere Informationen:

 
 
 
 

Thilo Rath  
Wirtschaftsprüfer
Steuerberater 

Mail:  
trath@dr-langenmayr.de

3. Risiko einer Steuerordnungswidrigkeit 
oder Steuerhinterziehung bei Verspätung 

Wer vorsätzlich oder leichtfertig keine Steu-
ererklärung abgibt, kann eventuell wegen 
versuchter oder vollendeter Steuerhinte

AO) oder leichtfertiger 
Steuerverkürzung (§ 378 AO) belangt we
den. Auch die verspätete Abgabe der Erkl

r Steuerhinte

Für das Kalenderjahr 2017 gilt die alte 
Rechtslage. Für das Kalenderjahr 2018 hat 
der Gesetzgeber von einer Seite eine Ve

der Fristen im s. g. „Normalfall“ 
„Beratungsfall“ bis zum 31. 

s 28./29. Febru-
den Besteuerungszei

raum folgenden Kalenderjahres geschafft, 
gleichzeitig aber wurden die Regelungen im 
Fall der Nichtabgabe bzw. verspäteten A

tlich verschärft. 

Kontakt für weitere Informationen: 

Wirtschaftsprüfer 

langenmayr.de 

 

3. Risiko einer Steuerordnungswidrigkeit 
 

u-
ererklärung abgibt, kann eventuell wegen 
versuchter oder vollendeter Steuerhinter-

AO) oder leichtfertiger 
Steuerverkürzung (§ 378 AO) belangt wer-
den. Auch die verspätete Abgabe der Erklä-

r Steuerhinter-

Für das Kalenderjahr 2017 gilt die alte 
Rechtslage. Für das Kalenderjahr 2018 hat 
der Gesetzgeber von einer Seite eine Ver-
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raum folgenden Kalenderjahres geschafft, 
gleichzeitig aber wurden die Regelungen im 
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HGB News 
 

Anhangangaben zu bestimmten Finanz
instrumenten 
 
Der Hauptfachausschuss (HFA) des Instituts 
der Wirtschaftsprüfer (IDW) hat in Änderung 
von (Konzern
CSR-
arbeitete Fassung des Rechnungslegungshi
weises „Anhangangaben 
bis 20 HGB“ zu bestimmten Finanzinstrume
ten verabschiedet. Hier wurde ein neuer A
schnitt eingefügt, der sich mit der Auslegung 
des geänderten § 285 Nr. 20 HGB befasst.
Dabei ergeben sich die folgenden Auswirku
gen:
 
Mit dem 
Finanzinstrumente
 
Nach § 285 Nr. 20
sind zu mit dem beizulegenden Zeitwert b
werteten Finanzinstrumenten bestimmte A
gaben im 
Dies betrifft sowohl Finanzinstrumente,
mit Hilfe allgemein anerkannter Bewe
tungsmethoden bewertet wurden, als auch 
derivative Finanzinstrumente. Dazu enthält 
die überarbeitete Verlautbarung insbesondere 
folgende Ergebnisse:
 
· Unter die Angabepflicht fallen ausschlie

lich Finanzinstrumente,
Bewertungsmaßstab „beizulegender Zei
wert“ ausdrücklich aus dem HGB ergibt. 
Dies betrifft lediglich Finanzinstrumente 
des Deckungsvermögens sowie Rückste
lungen für wertpapiergebundene Verso
gungszusagen. Finanzinstrumente, die im 
Abschlu
werden, der dem beizulegenden Zeitwert 
entspricht, die aber handelsrechtlich nach 
anderen Maßstäben bewertet werden, fa
len nicht unter diese Angabepflicht, so
dern im Fall derivativer Finanzinstrumente 
unter die (schon bis
gabepflicht nach § 285 Nr. 19 / 314 Abs. 1 
Nr. 11 HGB.
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HGB News 

Anhangangaben zu bestimmten Finanz
instrumenten 

Der Hauptfachausschuss (HFA) des Instituts 
der Wirtschaftsprüfer (IDW) hat in Änderung 
von (Konzern-)Anhangvorschriften durch das 
CSR-Richtlinie-Umsetzungsgesetz eine übe
arbeitete Fassung des Rechnungslegungshi
weises „Anhangangaben 
bis 20 HGB“ zu bestimmten Finanzinstrume
ten verabschiedet. Hier wurde ein neuer A
schnitt eingefügt, der sich mit der Auslegung 
des geänderten § 285 Nr. 20 HGB befasst.
Dabei ergeben sich die folgenden Auswirku
gen: 

Mit dem beizulegenden Zeitwert bewertete 
Finanzinstrumente

Nach § 285 Nr. 20
sind zu mit dem beizulegenden Zeitwert b
werteten Finanzinstrumenten bestimmte A
gaben im (Konzern
Dies betrifft sowohl Finanzinstrumente,
mit Hilfe allgemein anerkannter Bewe
tungsmethoden bewertet wurden, als auch 
derivative Finanzinstrumente. Dazu enthält 
die überarbeitete Verlautbarung insbesondere 
folgende Ergebnisse:

Unter die Angabepflicht fallen ausschlie
lich Finanzinstrumente,
Bewertungsmaßstab „beizulegender Zei
wert“ ausdrücklich aus dem HGB ergibt. 
Dies betrifft lediglich Finanzinstrumente 
des Deckungsvermögens sowie Rückste
lungen für wertpapiergebundene Verso
gungszusagen. Finanzinstrumente, die im 
Abschluss zwar mit einem Wert angesetzt 
werden, der dem beizulegenden Zeitwert 
entspricht, die aber handelsrechtlich nach 
anderen Maßstäben bewertet werden, fa
len nicht unter diese Angabepflicht, so
dern im Fall derivativer Finanzinstrumente 
unter die (schon bis
gabepflicht nach § 285 Nr. 19 / 314 Abs. 1 
Nr. 11 HGB. 
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HGB News  

Anhangangaben zu bestimmten Finanz
instrumenten (IDW RH HFA 1.005)

Der Hauptfachausschuss (HFA) des Instituts 
der Wirtschaftsprüfer (IDW) hat in Änderung 

)Anhangvorschriften durch das 
Umsetzungsgesetz eine übe

arbeitete Fassung des Rechnungslegungshi
weises „Anhangangaben nach § 285 Nr. 18 
bis 20 HGB“ zu bestimmten Finanzinstrume
ten verabschiedet. Hier wurde ein neuer A
schnitt eingefügt, der sich mit der Auslegung 
des geänderten § 285 Nr. 20 HGB befasst.
Dabei ergeben sich die folgenden Auswirku

beizulegenden Zeitwert bewertete 
Finanzinstrumente 

Nach § 285 Nr. 20 / § 314 Abs. 1 Nr. 12 HGB 
sind zu mit dem beizulegenden Zeitwert b
werteten Finanzinstrumenten bestimmte A

(Konzern-)Anhang erforderlich. 
Dies betrifft sowohl Finanzinstrumente,
mit Hilfe allgemein anerkannter Bewe
tungsmethoden bewertet wurden, als auch 
derivative Finanzinstrumente. Dazu enthält 
die überarbeitete Verlautbarung insbesondere 
folgende Ergebnisse: 

Unter die Angabepflicht fallen ausschlie
lich Finanzinstrumente,
Bewertungsmaßstab „beizulegender Zei
wert“ ausdrücklich aus dem HGB ergibt. 
Dies betrifft lediglich Finanzinstrumente 
des Deckungsvermögens sowie Rückste
lungen für wertpapiergebundene Verso
gungszusagen. Finanzinstrumente, die im 

ss zwar mit einem Wert angesetzt 
werden, der dem beizulegenden Zeitwert 
entspricht, die aber handelsrechtlich nach 
anderen Maßstäben bewertet werden, fa
len nicht unter diese Angabepflicht, so
dern im Fall derivativer Finanzinstrumente 
unter die (schon bislang bestehende) A
gabepflicht nach § 285 Nr. 19 / 314 Abs. 1 
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Anhangangaben zu bestimmten Finanz
(IDW RH HFA 1.005)

Der Hauptfachausschuss (HFA) des Instituts 
der Wirtschaftsprüfer (IDW) hat in Änderung 

)Anhangvorschriften durch das 
Umsetzungsgesetz eine übe

arbeitete Fassung des Rechnungslegungshi
nach § 285 Nr. 18 

bis 20 HGB“ zu bestimmten Finanzinstrume
ten verabschiedet. Hier wurde ein neuer A
schnitt eingefügt, der sich mit der Auslegung 
des geänderten § 285 Nr. 20 HGB befasst.
Dabei ergeben sich die folgenden Auswirku

beizulegenden Zeitwert bewertete 

§ 314 Abs. 1 Nr. 12 HGB 
sind zu mit dem beizulegenden Zeitwert b
werteten Finanzinstrumenten bestimmte A

Anhang erforderlich. 
Dies betrifft sowohl Finanzinstrumente,
mit Hilfe allgemein anerkannter Bewe
tungsmethoden bewertet wurden, als auch 
derivative Finanzinstrumente. Dazu enthält 
die überarbeitete Verlautbarung insbesondere 

Unter die Angabepflicht fallen ausschlie
lich Finanzinstrumente, für die sich der 
Bewertungsmaßstab „beizulegender Zei
wert“ ausdrücklich aus dem HGB ergibt. 
Dies betrifft lediglich Finanzinstrumente 
des Deckungsvermögens sowie Rückste
lungen für wertpapiergebundene Verso
gungszusagen. Finanzinstrumente, die im 

ss zwar mit einem Wert angesetzt 
werden, der dem beizulegenden Zeitwert 
entspricht, die aber handelsrechtlich nach 
anderen Maßstäben bewertet werden, fa
len nicht unter diese Angabepflicht, so
dern im Fall derivativer Finanzinstrumente 

lang bestehende) A
gabepflicht nach § 285 Nr. 19 / 314 Abs. 1 

 

Anhangangaben zu bestimmten Finanz-
(IDW RH HFA 1.005) 

Der Hauptfachausschuss (HFA) des Instituts 
der Wirtschaftsprüfer (IDW) hat in Änderung 

)Anhangvorschriften durch das 
Umsetzungsgesetz eine über-

arbeitete Fassung des Rechnungslegungshin-
nach § 285 Nr. 18 

bis 20 HGB“ zu bestimmten Finanzinstrumen-
ten verabschiedet. Hier wurde ein neuer Ab-
schnitt eingefügt, der sich mit der Auslegung 
des geänderten § 285 Nr. 20 HGB befasst. 
Dabei ergeben sich die folgenden Auswirkun-

beizulegenden Zeitwert bewertete 

§ 314 Abs. 1 Nr. 12 HGB 
sind zu mit dem beizulegenden Zeitwert be-
werteten Finanzinstrumenten bestimmte An-

Anhang erforderlich. 
Dies betrifft sowohl Finanzinstrumente, die 
mit Hilfe allgemein anerkannter Bewer-
tungsmethoden bewertet wurden, als auch 
derivative Finanzinstrumente. Dazu enthält 
die überarbeitete Verlautbarung insbesondere 

Unter die Angabepflicht fallen ausschließ-
für die sich der 

Bewertungsmaßstab „beizulegender Zeit-
wert“ ausdrücklich aus dem HGB ergibt. 
Dies betrifft lediglich Finanzinstrumente 
des Deckungsvermögens sowie Rückstel-
lungen für wertpapiergebundene Versor-
gungszusagen. Finanzinstrumente, die im 

ss zwar mit einem Wert angesetzt 
werden, der dem beizulegenden Zeitwert 
entspricht, die aber handelsrechtlich nach 
anderen Maßstäben bewertet werden, fal-
len nicht unter diese Angabepflicht, son-
dern im Fall derivativer Finanzinstrumente 

lang bestehende) An-
gabepflicht nach § 285 Nr. 19 / 314 Abs. 1 

 · Finanzinstrumente, die in eine handel
bilanzrechtliche Bewertungseinheit ei
bezogen werden, fallen nicht unter diese 
Angabepflicht, sondern unter die spezie
len Angabepflichten zu B
heiten.

· Entspricht der beizulegende Zeitwert 
dem Preis auf einem aktiven Markt, ist 
dies nicht angabepflichtig. Ebenfalls 
nicht angabepflichtig ist der beizulege
de Zeitwert selbst.

 
Nicht zum beizulegenden Zeitwert bewert
te derivative Finanzi
 
Schon bislang sind nach § 285 Nr. 19/§ 314 
Abs. 1 Nr. 11 HGB im (Konzern
bestimmt
genden Zeitwert bewerteten derivativen F
nanzinstrumenten erforderlich. Die Ausfü
rungen dazu wurden geringfügig überarbe
tet. Insbesondere reicht nach Auffassung 
des HFA für den Fall, dass der anzugebende 
beizulegende Zeitwert nach allgemein ane
kannten Bewertungsmethoden ermittelt 
wird (z. 
nen), nun die Nennung des verwendeten 
Modells aus. Bisl
sätzlich die wichtigen Einflussgrößen auf 
das verwendete Modell anzugeben.
 
Durch den komplementären Anwendung
bereich bei
beizulegenden Zeitwert bewertet“ / „nicht 
mit dem beizulegenden Zeitwert bewerte
hat die Begrenzung des Anwendungsb
reichs der neuen Angabepflichten zur Folge, 
dass der Anwendungsbereich der bisherigen 
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Dies 
sie nicht zu Sicherungszwecken eingesetzt 
werden, sowie derivative Finanzinstrumente, 
die zwar zu Sicherungszwecken eingesetzt, 
aber nicht in handelsbilanzrechtliche Bewe
tungsei
che nicht gebildet werden.
 
Über ihrem beizulegenden Zeitwert bewertete 
Finanzinstrumente des Finanzanlageverm
gens
 
Ebenfalls schon bislang ist nach § 285 Nr. 18/ 
§ 314 Abs. 1 Nr. 10 HGB für über ihrem be
zulegenden Zeitwert bewertete Finanzanl
gen u.
Zeitwerts erforderlich. Bislang wurden in di
sem Zusammenhang Angaben zur Werte
mittlung geforder
um 
tragenden Annahmen eines ggf. verwendeten 
Bewertungsmodells. 
Wertermittlung sind nach der überarbeiteten 
Fassung der Verlautbarung nicht mehr erfo
derlich.
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Dies betrifft beispielsweise Optionen, soweit 
sie nicht zu Sicherungszwecken eingesetzt 
werden, sowie derivative Finanzinstrumente, 
die zwar zu Sicherungszwecken eingesetzt, 
aber nicht in handelsbilanzrechtliche Bewe
tungseinheiten einbezogen werden, weil so

e nicht gebildet werden.

Über ihrem beizulegenden Zeitwert bewertete 
Finanzinstrumente des Finanzanlageverm
gens 

Ebenfalls schon bislang ist nach § 285 Nr. 18/ 
314 Abs. 1 Nr. 10 HGB für über ihrem be

zulegenden Zeitwert bewertete Finanzanl
gen u. a. die Angabe des beizulegenden 
Zeitwerts erforderlich. Bislang wurden in di
sem Zusammenhang Angaben zur Werte
mittlung geforder

 einen Marktpreis handelt oder 
tragenden Annahmen eines ggf. verwendeten 
Bewertungsmodells. 
Wertermittlung sind nach der überarbeiteten 
Fassung der Verlautbarung nicht mehr erfo
derlich. 
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Kein Wechsel von der degressiven A
schreibung zur Abschreibung nach ta
sächlicher Nutzungsdauer bei Gebäuden 
(BFH, IX R 33/16, vom 29. Mai 2018)
 
Wer für die Abschreibung von Gebäuden die 
sogenannte degressive Gebäude
spruch genommen hat, kann nicht nachträ
lich zur Abschreibung na
Nutzungsdauer übergehen. Das hat der Bu
desfinanzhof (BFH) entschieden und mit 
Pressemitteilung 
erläutert:
 
Bei der degressiven Abschreibung handelt es 
sich um die Abschreibung der Anschaffungs
oder Herstel
felsätzen. Diese beliefen sich in dem en
schiedenen Streitfall bei Gebäuden in den 
ersten acht Jahren auf jeweils 5
darauf folgenden sechs Jahren auf jeweils 
2,5 % und in den weiteren 36 Jahren auf j
weils 1,25
 
Die degressive Abschreibung führt damit im 
Zeitverl
ringeren Abschreibungsbeträgen. 
dessen könnte es für Steuerpflichtige vortei
haft sein, zunächst die degressive Abschre
bung zu nutzen und dann auf die grundsät
lich zulässige lineare Abschreibung von z.
3 % für Betriebsgebäude überzugehen, wenn 
diese höher ist.
hatte der BFH allerdings bereits in der Ve
gangenheit ausgeschlossen.
 
Ungeklärt war bislang allerdings, ob ein 
Wechsel von der
zur ebenfalls gesetzlich zulässigen Abschre
bung nach der tatsächlichen Nutzungsdauer 
möglich ist. Bei Gebäuden mit einer tatsäc
lichen Nutzungsdauer von weniger als 50 
Jahren kann die Abschreibung danach en
sprechend dieser verkü
vorgenommen werden. Dies begehrte eine 
Klägerin in dem vom BFH entschiedenen 
Streitfall. Sie vermietete ein bebautes 
Grundstück an ihren Ehemann zum Betrieb 
eines Autohauses.
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sächlicher Nutzungsdauer bei Gebäuden 
(BFH, IX R 33/16, vom 29. Mai 2018)

Wer für die Abschreibung von Gebäuden die 
sogenannte degressive Gebäude
spruch genommen hat, kann nicht nachträ
lich zur Abschreibung na
Nutzungsdauer übergehen. Das hat der Bu
desfinanzhof (BFH) entschieden und mit 
Pressemitteilung 
erläutert: 
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Wer für die Abschreibung von Gebäuden die 
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 Bei ihren Einkünften aus Vermietung und 
Verpachtung nahm sie
schreibung für die Gebäude in Anspruch. 
Nach Ablauf der ersten 14 Jahre errichtete 
die Klägerin auf dem Grundstück u.
Anbau und machte geltend, die tatsächliche 
Nutzungsdauer sämtlicher Gebäude betrage 
nur noch 10 Jahre. Sie bege
ne dementsprechende Abschreibung auch für 
die bisherigen Gebäudeteile.
 
Die von der Klägerin erstrebte Kombination 
von zunächst degressiver Abschreibung und 
späterer Abschreibung nach der tatsächl
chen Nutzungsdauer hat der BFH allerdings 
verworfen. Der BFH begründet dies damit, 
dass die degressive Abschreibung die Nu
zungsdauer eines Gebäudes typisiert und 
damit der Rechtsvereinfachung dient. Bei 
Wahl der degressiven Abschreibung erübrige 
sich mithin die Feststellung der tatsächlichen 
Nutzungsdauer des Gebäudes. Der Steue
pflichtige entscheide sich bei Wahl der d
gressiven AfA bewusst dafür, die Herste
lungskosten des Gebäudes in 50 der Höhe 
nach festgelegten Jahresbeträgen geltend zu 
machen. Die Vereinfachung trete nur ein, 
wenn die Wahl übe
Abschreibung bindend sei. Die Wahl der d
gressiven Abschreibung ist deshalb im 
Grundsatz unabänderlich.
 
Nach Anschaffung unvermutet angefa
lene Kosten zur Wiederherstellung des 
zeitgemäßen Zustands eines Mietobje
tes sind
lungskosten“ 
März 2018)
 
Gemäß § 
zu den Herstellungskosten eines Gebäudes 
auch Aufwendungen für Instandsetzungs
und Modernisierungsmaßnahmen, die inne
halb von drei Jahren nach der 
des Gebäudes durchgeführt werden, wenn 
die Aufwendungen ohne die Umsatzsteuer 
15 % der Anschaffungskosten des Gebäudes 
übersteigen (sog. anschaffungsnahe Herste
lungskosten).
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dass die degressive Abschreibung die Nu
zungsdauer eines Gebäudes typisiert und 
damit der Rechtsvereinfachung dient. Bei 
Wahl der degressiven Abschreibung erübrige 
sich mithin die Feststellung der tatsächlichen 

gsdauer des Gebäudes. Der Steue
pflichtige entscheide sich bei Wahl der d
gressiven AfA bewusst dafür, die Herste
lungskosten des Gebäudes in 50 der Höhe 
nach festgelegten Jahresbeträgen geltend zu 
machen. Die Vereinfachung trete nur ein, 
wenn die Wahl über die gesamte Dauer der 
Abschreibung bindend sei. Die Wahl der d
gressiven Abschreibung ist deshalb im 
Grundsatz unabänderlich.

Nach Anschaffung unvermutet angefa
lene Kosten zur Wiederherstellung des 
zeitgemäßen Zustands eines Mietobje
tes sind „anschaf
lungskosten“ (BFH,

2018) 

 6 Einkommensteuergesetz gehören 
zu den Herstellungskosten eines Gebäudes 
auch Aufwendungen für Instandsetzungs
und Modernisierungsmaßnahmen, die inne
halb von drei Jahren nach der 
des Gebäudes durchgeführt werden, wenn 
die Aufwendungen ohne die Umsatzsteuer 

% der Anschaffungskosten des Gebäudes 
übersteigen (sog. anschaffungsnahe Herste

kosten). 

Bei ihren Einkünften aus Vermietung und 
Verpachtung nahm sie die degressive A
schreibung für die Gebäude in Anspruch. 
Nach Ablauf der ersten 14 Jahre errichtete 
die Klägerin auf dem Grundstück u.
Anbau und machte geltend, die tatsächliche 
Nutzungsdauer sämtlicher Gebäude betrage 
nur noch 10 Jahre. Sie begehrte nunmehr e
ne dementsprechende Abschreibung auch für 
die bisherigen Gebäudeteile. 

Die von der Klägerin erstrebte Kombination 
von zunächst degressiver Abschreibung und 
späterer Abschreibung nach der tatsächl
chen Nutzungsdauer hat der BFH allerdings 

rworfen. Der BFH begründet dies damit, 
dass die degressive Abschreibung die Nu
zungsdauer eines Gebäudes typisiert und 
damit der Rechtsvereinfachung dient. Bei 
Wahl der degressiven Abschreibung erübrige 
sich mithin die Feststellung der tatsächlichen 

gsdauer des Gebäudes. Der Steue
pflichtige entscheide sich bei Wahl der d
gressiven AfA bewusst dafür, die Herste
lungskosten des Gebäudes in 50 der Höhe 
nach festgelegten Jahresbeträgen geltend zu 
machen. Die Vereinfachung trete nur ein, 

r die gesamte Dauer der 
Abschreibung bindend sei. Die Wahl der d
gressiven Abschreibung ist deshalb im 
Grundsatz unabänderlich. 

Nach Anschaffung unvermutet angefa
lene Kosten zur Wiederherstellung des 
zeitgemäßen Zustands eines Mietobje

anschaffungsnahe Herste
(BFH, IX R 41/17, vom 13. 
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übersteigen (sog. anschaffungsnahe Herste
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späterer Abschreibung nach der tatsächli-
chen Nutzungsdauer hat der BFH allerdings 

rworfen. Der BFH begründet dies damit, 
dass die degressive Abschreibung die Nut-
zungsdauer eines Gebäudes typisiert und 
damit der Rechtsvereinfachung dient. Bei 
Wahl der degressiven Abschreibung erübrige 
sich mithin die Feststellung der tatsächlichen 

gsdauer des Gebäudes. Der Steuer-
pflichtige entscheide sich bei Wahl der de-
gressiven AfA bewusst dafür, die Herstel-
lungskosten des Gebäudes in 50 der Höhe 
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zu den Herstellungskosten eines Gebäudes 
auch Aufwendungen für Instandsetzungs- 
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Anschaffung 
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die Aufwendungen ohne die Umsatzsteuer 
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Dies hat zur Konsequenz, dass solche Au
wendungen
der Einkünfteerzi
also 
den Anschaffungs
über die Nutzungsdauer der Immobilie abg
schrieben werden können. Instandsetzungs
und Modernisie
Summe unter der genannten 15
liegen oder erst nach Ablauf von drei Jahren 
entstehen, können hingegen in der Regel s
fort in voller Höhe steuerlich geltend gemacht 
werden. Dies führt häufig dazu, dass der E
werber auch dringe
setzungs
erst nach Ablauf von drei Jahren veranlasst, 
um deren Aufwand sofort steuerlich ansetzen 
zu können
lagung Argumente vorträgt, die eine Anwe
dung der 15
 
Der BFH hat nun mit Urteil
2018 entschieden, dass auch unvermutete 
Aufwendungen für Renovierungsmaßnahmen, 
die lediglich dazu dienen, Schäden zu bese
tigen, welche aufgrund des langjährigen ve
tragsgemäßen Gebrauchs der Miet
durch den Nutzungsberechtigten entstanden 
sind, unter den weiteren Tatbestandsvorau
setzungen des §
schaffungsnahen Herstellungskosten führen. 
Dies gilt auch, wenn im Rahmen einer so
chen Renovierung "verdeckte", d.
Steuerpflichtigen im Zuge der Anschaffung 
verborgen gebliebene, jedoch zu diesem 
Zeitpunkt bereits vorhandene Mängel beh
ben werden.
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Steuer News

Dies hat zur Konsequenz, dass solche Au
wendungen beim Erwerb von Gebäuden, die 
der Einkünfteerzi
also Vermietungsobjekte, nur zusammen mit 
den Anschaffungs
über die Nutzungsdauer der Immobilie abg
schrieben werden können. Instandsetzungs
und Modernisie
Summe unter der genannten 15
liegen oder erst nach Ablauf von drei Jahren 
entstehen, können hingegen in der Regel s
fort in voller Höhe steuerlich geltend gemacht 
werden. Dies führt häufig dazu, dass der E
werber auch dringe
setzungs- und Modernisierungsmaßnahmen 
erst nach Ablauf von drei Jahren veranlasst, 
um deren Aufwand sofort steuerlich ansetzen 
zu können, oder bei der steuerlichen Vera
lagung Argumente vorträgt, die eine Anwe
dung der 15 %–

Der BFH hat nun mit Urteil
2018 entschieden, dass auch unvermutete 
Aufwendungen für Renovierungsmaßnahmen, 
die lediglich dazu dienen, Schäden zu bese
tigen, welche aufgrund des langjährigen ve
tragsgemäßen Gebrauchs der Miet
durch den Nutzungsberechtigten entstanden 
sind, unter den weiteren Tatbestandsvorau
setzungen des §
schaffungsnahen Herstellungskosten führen. 
Dies gilt auch, wenn im Rahmen einer so
chen Renovierung "verdeckte", d.
teuerpflichtigen im Zuge der Anschaffung 

verborgen gebliebene, jedoch zu diesem 
Zeitpunkt bereits vorhandene Mängel beh
ben werden. 
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Dies hat zur Konsequenz, dass solche Au
beim Erwerb von Gebäuden, die 

der Einkünfteerzielung dienen, insbesondere 
Vermietungsobjekte, nur zusammen mit 

den Anschaffungs- oder Herstellungskosten 
über die Nutzungsdauer der Immobilie abg
schrieben werden können. Instandsetzungs
und Modernisierungsmaßnahmen
Summe unter der genannten 15
liegen oder erst nach Ablauf von drei Jahren 
entstehen, können hingegen in der Regel s
fort in voller Höhe steuerlich geltend gemacht 
werden. Dies führt häufig dazu, dass der E
werber auch dringend erforderliche Instan

und Modernisierungsmaßnahmen 
erst nach Ablauf von drei Jahren veranlasst, 
um deren Aufwand sofort steuerlich ansetzen 

oder bei der steuerlichen Vera
lagung Argumente vorträgt, die eine Anwe

–Grenze vermeiden sollen.

Der BFH hat nun mit Urteil
2018 entschieden, dass auch unvermutete 
Aufwendungen für Renovierungsmaßnahmen, 
die lediglich dazu dienen, Schäden zu bese
tigen, welche aufgrund des langjährigen ve
tragsgemäßen Gebrauchs der Miet
durch den Nutzungsberechtigten entstanden 
sind, unter den weiteren Tatbestandsvorau
setzungen des § 6 Abs. 1 Nr.
schaffungsnahen Herstellungskosten führen. 
Dies gilt auch, wenn im Rahmen einer so
chen Renovierung "verdeckte", d.
teuerpflichtigen im Zuge der Anschaffung 

verborgen gebliebene, jedoch zu diesem 
Zeitpunkt bereits vorhandene Mängel beh

etter 
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Steuer News 

Dies hat zur Konsequenz, dass solche Au
beim Erwerb von Gebäuden, die 

elung dienen, insbesondere 
Vermietungsobjekte, nur zusammen mit 

oder Herstellungskosten 
über die Nutzungsdauer der Immobilie abg
schrieben werden können. Instandsetzungs

rungsmaßnahmen, 
Summe unter der genannten 15 %
liegen oder erst nach Ablauf von drei Jahren 
entstehen, können hingegen in der Regel s
fort in voller Höhe steuerlich geltend gemacht 
werden. Dies führt häufig dazu, dass der E

nd erforderliche Instan
und Modernisierungsmaßnahmen 

erst nach Ablauf von drei Jahren veranlasst, 
um deren Aufwand sofort steuerlich ansetzen 

oder bei der steuerlichen Vera
lagung Argumente vorträgt, die eine Anwe

vermeiden sollen.

Der BFH hat nun mit Urteil vom 13.
2018 entschieden, dass auch unvermutete 
Aufwendungen für Renovierungsmaßnahmen, 
die lediglich dazu dienen, Schäden zu bese
tigen, welche aufgrund des langjährigen ve
tragsgemäßen Gebrauchs der Miet
durch den Nutzungsberechtigten entstanden 
sind, unter den weiteren Tatbestandsvorau

1 Nr. 1a EStG zu a
schaffungsnahen Herstellungskosten führen. 
Dies gilt auch, wenn im Rahmen einer so
chen Renovierung "verdeckte", d. h. dem 
teuerpflichtigen im Zuge der Anschaffung 

verborgen gebliebene, jedoch zu diesem 
Zeitpunkt bereits vorhandene Mängel beh
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beim Erwerb von Gebäuden, die 

elung dienen, insbesondere 
Vermietungsobjekte, nur zusammen mit 

oder Herstellungskosten 
über die Nutzungsdauer der Immobilie abge-
schrieben werden können. Instandsetzungs- 

 die in 
%-Grenze 

liegen oder erst nach Ablauf von drei Jahren 
entstehen, können hingegen in der Regel so-
fort in voller Höhe steuerlich geltend gemacht 
werden. Dies führt häufig dazu, dass der Er-

nd erforderliche Instand-
und Modernisierungsmaßnahmen 

erst nach Ablauf von drei Jahren veranlasst, 
um deren Aufwand sofort steuerlich ansetzen 

oder bei der steuerlichen Veran-
lagung Argumente vorträgt, die eine Anwen-

vermeiden sollen. 

vom 13. März 
2018 entschieden, dass auch unvermutete 
Aufwendungen für Renovierungsmaßnahmen, 
die lediglich dazu dienen, Schäden zu besei-
tigen, welche aufgrund des langjährigen ver-
tragsgemäßen Gebrauchs der Mietsache 
durch den Nutzungsberechtigten entstanden 
sind, unter den weiteren Tatbestandsvoraus-

1a EStG zu an-
schaffungsnahen Herstellungskosten führen. 
Dies gilt auch, wenn im Rahmen einer sol-

h. dem 
teuerpflichtigen im Zuge der Anschaffung 

verborgen gebliebene, jedoch zu diesem 
Zeitpunkt bereits vorhandene Mängel beho-

 Verfassungswidrigkeit des körpe
schaftsteuerlichen quotalen Abzug
verbots nicht genutzter Verluste (§ 8c 
Abs. 1 Satz 1 KS
 
Werden innerhalb von fünf Jahren mittelbar 
oder unmittelbar mehr als 25
zeichneten Kapitals, der Mitgliedschaft
rechte, Beteiligungsrechte oder der Stim
rechte an einer Körperschaft an einen E
werber oder diesem nahe stehende Pers
nen übertrag
rer Sachverhalt vor (schädlicher Beteil
gungserwerb), sind insoweit die bis zum 
schädlichen Beteiligungserwerb nicht au
geglichenen oder abgezogenen negativen 
Einkünfte
mehr abziehbar (§ 8c Abs. 
Zweck der Vorschrift ist es, Steuerumg
hungen durch sog. Mantelkäufe zu verme
den. Das sind Geschäfte, bei denen Anteile 
einer nicht mehr betrieblich aktiven Gesel
schaft zur Ausnutzung von deren Verlus
vorträgen an einen neuen Gesellschaft
übertragen werden. Mit dem Jahressteue
gesetz 2018 will der Gesetzgeber diese R
gelung rückwirkend
zember 2007 und vor dem 
stattgefundene schädliche Beteiligungse
werbe (d.
%) ersatzlos st
 
Grund ist der Beschluss des Bundesverfa
sungsgerichts (B
demnach die Regelung mit dem Grundg
setz nicht vereinbar ist. Der Gesetzgeber 
war durch das BVerfG aufgefordert worden, 
bis Ende 2018 eine verfassungskonforme 
Regelung zu schaffen. Die ersatzlose Au
hebung für den Zeitraum 2008 bis 2015 soll 
auch entsprechend für gewerbesteuerliche 
Verlustvorträge (§
Folglich entfiele für diesen Zeitraum für die 
Vergangenheit die anteilige Streichung der 
Verlustvo
als auch mittelbare Anteilserwerbe betrifft.
 

Verfassungswidrigkeit des körpe
schaftsteuerlichen quotalen Abzug
verbots nicht genutzter Verluste (§ 8c 
Abs. 1 Satz 1 KStG)

Werden innerhalb von fünf Jahren mittelbar 
oder unmittelbar mehr als 25
zeichneten Kapitals, der Mitgliedschaft
rechte, Beteiligungsrechte oder der Stim
rechte an einer Körperschaft an einen E
werber oder diesem nahe stehende Pers
nen übertragen oder liegt ein vergleichb
rer Sachverhalt vor (schädlicher Beteil
gungserwerb), sind insoweit die bis zum 
schädlichen Beteiligungserwerb nicht au
geglichenen oder abgezogenen negativen 
Einkünfte (nicht genutzte Verluste) nicht 
mehr abziehbar (§ 8c Abs. 
Zweck der Vorschrift ist es, Steuerumg
hungen durch sog. Mantelkäufe zu verme
den. Das sind Geschäfte, bei denen Anteile 
einer nicht mehr betrieblich aktiven Gesel
schaft zur Ausnutzung von deren Verlus
vorträgen an einen neuen Gesellschaft
übertragen werden. Mit dem Jahressteue
gesetz 2018 will der Gesetzgeber diese R
gelung rückwirkend
zember 2007 und vor dem 
stattgefundene schädliche Beteiligungse
werbe (d. h. mehr als 25 % und bis zu 50 
%) ersatzlos streichen.

Grund ist der Beschluss des Bundesverfa
sungsgerichts (BVerfG)
demnach die Regelung mit dem Grundg
setz nicht vereinbar ist. Der Gesetzgeber 
war durch das BVerfG aufgefordert worden, 
bis Ende 2018 eine verfassungskonforme 

ung zu schaffen. Die ersatzlose Au
hebung für den Zeitraum 2008 bis 2015 soll 
auch entsprechend für gewerbesteuerliche 
Verlustvorträge (§
Folglich entfiele für diesen Zeitraum für die 
Vergangenheit die anteilige Streichung der 
Verlustvorträge, was sowohl unmittelbare 
als auch mittelbare Anteilserwerbe betrifft.

Verfassungswidrigkeit des körpe
schaftsteuerlichen quotalen Abzug
verbots nicht genutzter Verluste (§ 8c 

tG) 

Werden innerhalb von fünf Jahren mittelbar 
oder unmittelbar mehr als 25
zeichneten Kapitals, der Mitgliedschaft
rechte, Beteiligungsrechte oder der Stim
rechte an einer Körperschaft an einen E
werber oder diesem nahe stehende Pers

en oder liegt ein vergleichb
rer Sachverhalt vor (schädlicher Beteil
gungserwerb), sind insoweit die bis zum 
schädlichen Beteiligungserwerb nicht au
geglichenen oder abgezogenen negativen 

(nicht genutzte Verluste) nicht 
mehr abziehbar (§ 8c Abs. 1 Satz 1 KStG). 
Zweck der Vorschrift ist es, Steuerumg
hungen durch sog. Mantelkäufe zu verme
den. Das sind Geschäfte, bei denen Anteile 
einer nicht mehr betrieblich aktiven Gesel
schaft zur Ausnutzung von deren Verlus
vorträgen an einen neuen Gesellschaft
übertragen werden. Mit dem Jahressteue
gesetz 2018 will der Gesetzgeber diese R
gelung rückwirkend für nach dem 31. D
zember 2007 und vor dem 1. 
stattgefundene schädliche Beteiligungse

h. mehr als 25 % und bis zu 50 
reichen. 

Grund ist der Beschluss des Bundesverfa
erfG) vom 29. März 

demnach die Regelung mit dem Grundg
setz nicht vereinbar ist. Der Gesetzgeber 
war durch das BVerfG aufgefordert worden, 
bis Ende 2018 eine verfassungskonforme 

ung zu schaffen. Die ersatzlose Au
hebung für den Zeitraum 2008 bis 2015 soll 
auch entsprechend für gewerbesteuerliche 
Verlustvorträge (§ 10a GewStG) gelten. 
Folglich entfiele für diesen Zeitraum für die 
Vergangenheit die anteilige Streichung der 

rträge, was sowohl unmittelbare 
als auch mittelbare Anteilserwerbe betrifft.

Verfassungswidrigkeit des körpe
schaftsteuerlichen quotalen Abzug
verbots nicht genutzter Verluste (§ 8c 

Werden innerhalb von fünf Jahren mittelbar 
oder unmittelbar mehr als 25 % des g
zeichneten Kapitals, der Mitgliedschaft
rechte, Beteiligungsrechte oder der Stimm-
rechte an einer Körperschaft an einen E
werber oder diesem nahe stehende Pers

en oder liegt ein vergleichb
rer Sachverhalt vor (schädlicher Beteil
gungserwerb), sind insoweit die bis zum 
schädlichen Beteiligungserwerb nicht au
geglichenen oder abgezogenen negativen 

(nicht genutzte Verluste) nicht 
1 Satz 1 KStG). 

Zweck der Vorschrift ist es, Steuerumg
hungen durch sog. Mantelkäufe zu verme
den. Das sind Geschäfte, bei denen Anteile 
einer nicht mehr betrieblich aktiven Gesel
schaft zur Ausnutzung von deren Verlus
vorträgen an einen neuen Gesellschaft
übertragen werden. Mit dem Jahressteue
gesetz 2018 will der Gesetzgeber diese R

für nach dem 31. D
 Januar 2016 

stattgefundene schädliche Beteiligungse
h. mehr als 25 % und bis zu 50 

Grund ist der Beschluss des Bundesverfa
vom 29. März 2017, 

demnach die Regelung mit dem Grundg
setz nicht vereinbar ist. Der Gesetzgeber 
war durch das BVerfG aufgefordert worden, 
bis Ende 2018 eine verfassungskonforme 

ung zu schaffen. Die ersatzlose Au
hebung für den Zeitraum 2008 bis 2015 soll 
auch entsprechend für gewerbesteuerliche 

GewStG) gelten. 
Folglich entfiele für diesen Zeitraum für die 
Vergangenheit die anteilige Streichung der 

rträge, was sowohl unmittelbare 
als auch mittelbare Anteilserwerbe betrifft.

 

Verfassungswidrigkeit des körper-
schaftsteuerlichen quotalen Abzugs-
verbots nicht genutzter Verluste (§ 8c 

Werden innerhalb von fünf Jahren mittelbar 
% des ge-

zeichneten Kapitals, der Mitgliedschafts-
m-

rechte an einer Körperschaft an einen Er-
werber oder diesem nahe stehende Perso-

en oder liegt ein vergleichba-
rer Sachverhalt vor (schädlicher Beteili-
gungserwerb), sind insoweit die bis zum 
schädlichen Beteiligungserwerb nicht aus-
geglichenen oder abgezogenen negativen 

(nicht genutzte Verluste) nicht 
1 Satz 1 KStG). 

Zweck der Vorschrift ist es, Steuerumge-
hungen durch sog. Mantelkäufe zu vermei-
den. Das sind Geschäfte, bei denen Anteile 
einer nicht mehr betrieblich aktiven Gesell-
schaft zur Ausnutzung von deren Verlust-
vorträgen an einen neuen Gesellschafter 
übertragen werden. Mit dem Jahressteuer-
gesetz 2018 will der Gesetzgeber diese Re-

für nach dem 31. De-
2016 

stattgefundene schädliche Beteiligungser-
h. mehr als 25 % und bis zu 50 

Grund ist der Beschluss des Bundesverfas-
2017, 

demnach die Regelung mit dem Grundge-
setz nicht vereinbar ist. Der Gesetzgeber 
war durch das BVerfG aufgefordert worden, 
bis Ende 2018 eine verfassungskonforme 

ung zu schaffen. Die ersatzlose Auf-
hebung für den Zeitraum 2008 bis 2015 soll 
auch entsprechend für gewerbesteuerliche 

GewStG) gelten. 
Folglich entfiele für diesen Zeitraum für die 
Vergangenheit die anteilige Streichung der 

rträge, was sowohl unmittelbare 
als auch mittelbare Anteilserwerbe betrifft. 
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Im Ergebnis wäre § 8c Abs. 1 Satz 1 KStG 
erst auf schädliche Beteiligungserwerbe a
zuwen
2015 stattgefunden haben. Der Beschluss
des BVerfG hatte die Beurteilung der Ve
fassungskonformität nach dem Wirksa
werden des § 8d KStG (sog. fortführung
gebundener Verlustvortrag), der 
1. Januar
setzungen eine Nichtanwendung des § 8c 
KStG ermöglicht, offenge
zesbegründung weist jedoch darauf hin, 
dass vor dem 1.
ligungserwerbe gleichwohl Zählerwerbe für 
Zwecke des für Bet
dem 31.
den 
Gemeint ist damit, dass Erwerbe aus 2015 
späteren weiteren Erwerben in 2016 hinz
gerechnet werden, was den ab 2016 wieder 
möglichen quotalen Verlustuntergang bez
gen auf beide Erwerbe e
 
Das FG Hamburg ist zusätzlich von der Ve
fassungswidrigkei
KStG, der einen vollständigen Verlustunte
gang bei schädlichen Erwerben von mehr 
als 50
dem BVerfG auch die Klärung dieser Norm 
vorgelegt. Eine Regelung zu Satz 2 enthält 
der Referentenentwurf zu
setz 2018 allerdings nicht. Die Begründung 
des Referentenentwurfes weist aber zumi
dest darauf hin, dass das BVerfG die verfa
sungsrechtliche Frage des Satzes 2 offeng
lassen hat. Es sollten deshalb sämtliche 
Steuerbescheide, die einen Wegf
lustvorträgen nach 
offengehalten werden.
 
 

NEWS

Ausgabe Juli 2018

Steuer News

Im Ergebnis wäre § 8c Abs. 1 Satz 1 KStG 
erst auf schädliche Beteiligungserwerbe a
zuwenden, die nach dem 31. Dezember 
2015 stattgefunden haben. Der Beschluss
des BVerfG hatte die Beurteilung der Ve
fassungskonformität nach dem Wirksa
werden des § 8d KStG (sog. fortführung
gebundener Verlustvortrag), der 

Januar 2016 unter bestimmten Vorau
setzungen eine Nichtanwendung des § 8c 
KStG ermöglicht, offenge
zesbegründung weist jedoch darauf hin, 
dass vor dem 1.
ligungserwerbe gleichwohl Zählerwerbe für 
Zwecke des für Bet
dem 31. Dezem

 § 8c Abs. 
Gemeint ist damit, dass Erwerbe aus 2015 
späteren weiteren Erwerben in 2016 hinz
gerechnet werden, was den ab 2016 wieder 
möglichen quotalen Verlustuntergang bez
gen auf beide Erwerbe e

Das FG Hamburg ist zusätzlich von der Ve
fassungswidrigkei
KStG, der einen vollständigen Verlustunte
gang bei schädlichen Erwerben von mehr 
als 50 % vorsieht, überzeugt und hat daher 
dem BVerfG auch die Klärung dieser Norm 
vorgelegt. Eine Regelung zu Satz 2 enthält 
der Referentenentwurf zu
setz 2018 allerdings nicht. Die Begründung 
des Referentenentwurfes weist aber zumi
dest darauf hin, dass das BVerfG die verfa
sungsrechtliche Frage des Satzes 2 offeng
lassen hat. Es sollten deshalb sämtliche 
Steuerbescheide, die einen Wegf
lustvorträgen nach 
offengehalten werden.
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Im Ergebnis wäre § 8c Abs. 1 Satz 1 KStG 
erst auf schädliche Beteiligungserwerbe a

den, die nach dem 31. Dezember 
2015 stattgefunden haben. Der Beschluss
des BVerfG hatte die Beurteilung der Ve
fassungskonformität nach dem Wirksa
werden des § 8d KStG (sog. fortführung
gebundener Verlustvortrag), der 

2016 unter bestimmten Vorau
setzungen eine Nichtanwendung des § 8c 
KStG ermöglicht, offengelassen. Die Gese
zesbegründung weist jedoch darauf hin, 
dass vor dem 1. Januar 2016 erfolgte Bete
ligungserwerbe gleichwohl Zählerwerbe für 
Zwecke des für Beteiligungserwerbe nach 

Dezember 2015 
 1 Satz 1 KStG sein könn

Gemeint ist damit, dass Erwerbe aus 2015 
späteren weiteren Erwerben in 2016 hinz
gerechnet werden, was den ab 2016 wieder 
möglichen quotalen Verlustuntergang bez
gen auf beide Erwerbe erlaubt

Das FG Hamburg ist zusätzlich von der Ve
fassungswidrigkeit des § 8c Abs. 1 Satz 2 
KStG, der einen vollständigen Verlustunte
gang bei schädlichen Erwerben von mehr 

% vorsieht, überzeugt und hat daher 
dem BVerfG auch die Klärung dieser Norm 
vorgelegt. Eine Regelung zu Satz 2 enthält 
der Referentenentwurf zum Jahressteuerg
setz 2018 allerdings nicht. Die Begründung 
des Referentenentwurfes weist aber zumi
dest darauf hin, dass das BVerfG die verfa
sungsrechtliche Frage des Satzes 2 offeng
lassen hat. Es sollten deshalb sämtliche 
Steuerbescheide, die einen Wegf
lustvorträgen nach § 8c KStG
offengehalten werden. 
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Im Ergebnis wäre § 8c Abs. 1 Satz 1 KStG 
erst auf schädliche Beteiligungserwerbe a

den, die nach dem 31. Dezember 
2015 stattgefunden haben. Der Beschluss
des BVerfG hatte die Beurteilung der Ve
fassungskonformität nach dem Wirksa
werden des § 8d KStG (sog. fortführung
gebundener Verlustvortrag), der ab dem 

2016 unter bestimmten Vorau
setzungen eine Nichtanwendung des § 8c 

lassen. Die Gese
zesbegründung weist jedoch darauf hin, 

2016 erfolgte Bete
ligungserwerbe gleichwohl Zählerwerbe für 

eiligungserwerbe nach 
 weiterhin gelte

1 KStG sein könn
Gemeint ist damit, dass Erwerbe aus 2015 
späteren weiteren Erwerben in 2016 hinz
gerechnet werden, was den ab 2016 wieder 
möglichen quotalen Verlustuntergang bez

rlaubt. 
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t des § 8c Abs. 1 Satz 2 
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vorgelegt. Eine Regelung zu Satz 2 enthält 

m Jahressteuerg
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des Referentenentwurfes weist aber zumi
dest darauf hin, dass das BVerfG die verfa
sungsrechtliche Frage des Satzes 2 offeng
lassen hat. Es sollten deshalb sämtliche 
Steuerbescheide, die einen Wegfall von Ve

§ 8c KStG beinhalten, 
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möglichen quotalen Verlustuntergang bezo-
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KStG, der einen vollständigen Verlustunter-
gang bei schädlichen Erwerben von mehr 

% vorsieht, überzeugt und hat daher 
dem BVerfG auch die Klärung dieser Norm 
vorgelegt. Eine Regelung zu Satz 2 enthält 

m Jahressteuerge-
setz 2018 allerdings nicht. Die Begründung 
des Referentenentwurfes weist aber zumin-
dest darauf hin, dass das BVerfG die verfas-
sungsrechtliche Frage des Satzes 2 offenge-
lassen hat. Es sollten deshalb sämtliche 
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 Abzugsverbot für Schuldzinsen: Begre
zung auf 
(BFH, X R 17/16
 
Der BFH hat mit Pressemitteilung 
18. Juli 2018 dazu im Wesentlichen ausg
führt: 
 
Nach § 4 Abs. 4a EStG sind betrieblich ve
anlasste Schuldzinsen nicht abziehbar, so
dern dem Gewinn hinzuzurechn
Entnahmen die Summe aus Gewinn und Ei
lagen übersteigen und damit sog. Überen
nahmen vorliegen. Die Bemessungsgrundl
ge für das Abzugsverbot ergibt sich aus der 
Summe von Über
während einer Totalperiode beginnend mit 
dem ersten Wirt
31. Dezember
tuellen Wirtschaftsjahr. Die gesetzliche Reg
lung beruht auf der gesetzgeberischen Vo
stellung, dass der Betriebsinhaber dem B
trieb bei negativem Eigenkapital nicht mehr 
Mittel entziehen darf als er erwirtschaftet 
und eingelegt hat. Damit kommt es zu einer 
Einschränkung des Schuldzinsenabzugs für 
den Fall, dass der Steuerpflichtige mehr en
nimmt als ihm hierfür an Eigenkapital zur 
Verfügung steht.
 
Die Beschränkung des 
bei Überentnahmen stellte bei ihrer Einfü
rung zum Veranlagungszeitraum 1999 eine 
Antwort des Gesetzgebers auf Steuergesta
tung durch Zwei
(Verlagerung privat veranlasster Schuldzi
sen in die betriebliche Sphäre) d
nach einhelliger Auffassung im Wortlaut zu 
weit geraten, weil bei ihrer mechanischen 
Anwendung bereits ein betrieblicher Verlust 
ohne jede Entnahme zur teilweisen Vers
gung des Schuldzinsenabzugs führen könnte.
 
 

Abzugsverbot für Schuldzinsen: Begre
zung auf Entnahmenüberschuss
BFH, X R 17/16, vom 

BFH hat mit Pressemitteilung 
2018 dazu im Wesentlichen ausg

Nach § 4 Abs. 4a EStG sind betrieblich ve
lasste Schuldzinsen nicht abziehbar, so

dern dem Gewinn hinzuzurechn
Entnahmen die Summe aus Gewinn und Ei
lagen übersteigen und damit sog. Überen
nahmen vorliegen. Die Bemessungsgrundl
ge für das Abzugsverbot ergibt sich aus der 
Summe von Über- 
während einer Totalperiode beginnend mit 

sten Wirtschaftsjahr, das nach dem 
Dezember 1998 geendet hat, bis zum a

tuellen Wirtschaftsjahr. Die gesetzliche Reg
lung beruht auf der gesetzgeberischen Vo
stellung, dass der Betriebsinhaber dem B
trieb bei negativem Eigenkapital nicht mehr 

tziehen darf als er erwirtschaftet 
und eingelegt hat. Damit kommt es zu einer 
Einschränkung des Schuldzinsenabzugs für 
den Fall, dass der Steuerpflichtige mehr en
nimmt als ihm hierfür an Eigenkapital zur 
Verfügung steht. 

Die Beschränkung des 
bei Überentnahmen stellte bei ihrer Einfü
rung zum Veranlagungszeitraum 1999 eine 
Antwort des Gesetzgebers auf Steuergesta
tung durch Zwei- und Mehrkontenmodelle 
(Verlagerung privat veranlasster Schuldzi
sen in die betriebliche Sphäre) d
nach einhelliger Auffassung im Wortlaut zu 
weit geraten, weil bei ihrer mechanischen 
Anwendung bereits ein betrieblicher Verlust 
ohne jede Entnahme zur teilweisen Vers
gung des Schuldzinsenabzugs führen könnte.

Abzugsverbot für Schuldzinsen: Begre
Entnahmenüberschuss
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2018 dazu im Wesentlichen ausg

Nach § 4 Abs. 4a EStG sind betrieblich ve
lasste Schuldzinsen nicht abziehbar, so

dern dem Gewinn hinzuzurechn
Entnahmen die Summe aus Gewinn und Ei
lagen übersteigen und damit sog. Überen
nahmen vorliegen. Die Bemessungsgrundl
ge für das Abzugsverbot ergibt sich aus der 

 und Unterentnahmen 
während einer Totalperiode beginnend mit 

schaftsjahr, das nach dem 
1998 geendet hat, bis zum a

tuellen Wirtschaftsjahr. Die gesetzliche Reg
lung beruht auf der gesetzgeberischen Vo
stellung, dass der Betriebsinhaber dem B
trieb bei negativem Eigenkapital nicht mehr 

tziehen darf als er erwirtschaftet 
und eingelegt hat. Damit kommt es zu einer 
Einschränkung des Schuldzinsenabzugs für 
den Fall, dass der Steuerpflichtige mehr en
nimmt als ihm hierfür an Eigenkapital zur 

Die Beschränkung des Schuldzinsenabzugs 
bei Überentnahmen stellte bei ihrer Einfü
rung zum Veranlagungszeitraum 1999 eine 
Antwort des Gesetzgebers auf Steuergesta

und Mehrkontenmodelle 
(Verlagerung privat veranlasster Schuldzi
sen in die betriebliche Sphäre) d
nach einhelliger Auffassung im Wortlaut zu 
weit geraten, weil bei ihrer mechanischen 
Anwendung bereits ein betrieblicher Verlust 
ohne jede Entnahme zur teilweisen Vers
gung des Schuldzinsenabzugs führen könnte.

Abzugsverbot für Schuldzinsen: Begren-
Entnahmenüberschuss 

14. März 2018) 

BFH hat mit Pressemitteilung vom 
2018 dazu im Wesentlichen ausg

Nach § 4 Abs. 4a EStG sind betrieblich ve
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lagen übersteigen und damit sog. Überen
nahmen vorliegen. Die Bemessungsgrundl
ge für das Abzugsverbot ergibt sich aus der 

und Unterentnahmen 
während einer Totalperiode beginnend mit 

schaftsjahr, das nach dem 
1998 geendet hat, bis zum a

tuellen Wirtschaftsjahr. Die gesetzliche Reg
lung beruht auf der gesetzgeberischen Vo
stellung, dass der Betriebsinhaber dem B
trieb bei negativem Eigenkapital nicht mehr 

tziehen darf als er erwirtschaftet 
und eingelegt hat. Damit kommt es zu einer 
Einschränkung des Schuldzinsenabzugs für 
den Fall, dass der Steuerpflichtige mehr en
nimmt als ihm hierfür an Eigenkapital zur 

Schuldzinsenabzugs 
bei Überentnahmen stellte bei ihrer Einfüh-
rung zum Veranlagungszeitraum 1999 eine 
Antwort des Gesetzgebers auf Steuergesta

und Mehrkontenmodelle 
(Verlagerung privat veranlasster Schuldzin-
sen in die betriebliche Sphäre) dar. Sie ist 
nach einhelliger Auffassung im Wortlaut zu 
weit geraten, weil bei ihrer mechanischen 
Anwendung bereits ein betrieblicher Verlust 
ohne jede Entnahme zur teilweisen Vers
gung des Schuldzinsenabzugs führen könnte.
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lagen übersteigen und damit sog. Überent-
nahmen vorliegen. Die Bemessungsgrundla-
ge für das Abzugsverbot ergibt sich aus der 

und Unterentnahmen 
während einer Totalperiode beginnend mit 

schaftsjahr, das nach dem 
1998 geendet hat, bis zum ak-

tuellen Wirtschaftsjahr. Die gesetzliche Rege-
lung beruht auf der gesetzgeberischen Vor-
stellung, dass der Betriebsinhaber dem Be-
trieb bei negativem Eigenkapital nicht mehr 

tziehen darf als er erwirtschaftet 
und eingelegt hat. Damit kommt es zu einer 
Einschränkung des Schuldzinsenabzugs für 
den Fall, dass der Steuerpflichtige mehr ent-
nimmt als ihm hierfür an Eigenkapital zur 
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Im Streitfall führte der Kläger einen Kraf
fahrzeughandel. Er erzielte in den Jahren 
von 1999 bis 2008 teils Gewinne, teils Ve
luste, und tätigte Entnahmen und Einlagen 
in ebenfalls stark schwankender Höhe. Z
gleich waren im Betrieb Schuldzinsen ang
fallen. D
nanzgericht versagte in den beiden Strei
jahren 2007 und 2008 für einen Teil der 
Schuldzinsen den Betriebsausgabenabzug, 
weil Überentnahmen i.S. des § 4 Abs. 4a 
EStG vorgelegen hätten. Die Berechnung 
des Finanzamts entsprach 
der Finanzverwaltung. Daher kam es zu e
ner Verrechnung mit in den Vorjahren u
berücksichtigt gebliebenen Verlusten im 
Wege einer formlosen Verlustfortschre
bung.
 
Der BFH ist dem nicht gefolgt. Er begrenzt 
die nach den Überentnahmen ermittelt
Bemessungsgrundlage der nicht abziehb
ren Schuldzinsen auf den von 1999 bis zum 
Beurteilungsjahr erzielten Entnahmenübe
schuss und damit 
Entnahmen über alle Einlagen. So wird s
chergestellt, dass ein in der Totalperiode 
erwirtsch
grundlage für §
und damit der Gefahr vor
betrieblicher Verlust ohne jede Entnahme 
zur teilweisen Versagung des Schuldzinse
abzugs führen kann. Zudem wird der Ve
lust des aktuellen Jah
wertet als der Verlust aus Vorjahren.
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Streitfall führte der Kläger einen Kraf
fahrzeughandel. Er erzielte in den Jahren 
von 1999 bis 2008 teils Gewinne, teils Ve
luste, und tätigte Entnahmen und Einlagen 
in ebenfalls stark schwankender Höhe. Z
gleich waren im Betrieb Schuldzinsen ang
fallen. Das Finanzamt und mit ihm das F
nanzgericht versagte in den beiden Strei
jahren 2007 und 2008 für einen Teil der 
Schuldzinsen den Betriebsausgabenabzug, 
weil Überentnahmen i.S. des § 4 Abs. 4a 
EStG vorgelegen hätten. Die Berechnung 
des Finanzamts entsprach 
der Finanzverwaltung. Daher kam es zu e
ner Verrechnung mit in den Vorjahren u
berücksichtigt gebliebenen Verlusten im 
Wege einer formlosen Verlustfortschre
bung. 

Der BFH ist dem nicht gefolgt. Er begrenzt 
die nach den Überentnahmen ermittelt
Bemessungsgrundlage der nicht abziehb
ren Schuldzinsen auf den von 1999 bis zum 
Beurteilungsjahr erzielten Entnahmenübe
schuss und damit 
Entnahmen über alle Einlagen. So wird s
chergestellt, dass ein in der Totalperiode 
erwirtschafteter Verlust die Bemessung
grundlage für §
und damit der Gefahr vor
betrieblicher Verlust ohne jede Entnahme 
zur teilweisen Versagung des Schuldzinse
abzugs führen kann. Zudem wird der Ve
lust des aktuellen Jah
wertet als der Verlust aus Vorjahren.
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Streitfall führte der Kläger einen Kraf
fahrzeughandel. Er erzielte in den Jahren 
von 1999 bis 2008 teils Gewinne, teils Ve
luste, und tätigte Entnahmen und Einlagen 
in ebenfalls stark schwankender Höhe. Z
gleich waren im Betrieb Schuldzinsen ang

as Finanzamt und mit ihm das F
nanzgericht versagte in den beiden Strei
jahren 2007 und 2008 für einen Teil der 
Schuldzinsen den Betriebsausgabenabzug, 
weil Überentnahmen i.S. des § 4 Abs. 4a 
EStG vorgelegen hätten. Die Berechnung 
des Finanzamts entsprach 
der Finanzverwaltung. Daher kam es zu e
ner Verrechnung mit in den Vorjahren u
berücksichtigt gebliebenen Verlusten im 
Wege einer formlosen Verlustfortschre

Der BFH ist dem nicht gefolgt. Er begrenzt 
die nach den Überentnahmen ermittelt
Bemessungsgrundlage der nicht abziehb
ren Schuldzinsen auf den von 1999 bis zum 
Beurteilungsjahr erzielten Entnahmenübe
schuss und damit auf den Überschuss aller 
Entnahmen über alle Einlagen. So wird s
chergestellt, dass ein in der Totalperiode 

afteter Verlust die Bemessung
grundlage für § 4 Abs. 4a EStG nicht e
und damit der Gefahr vor
betrieblicher Verlust ohne jede Entnahme 
zur teilweisen Versagung des Schuldzinse
abzugs führen kann. Zudem wird der Ve
lust des aktuellen Jahres nicht anders b
wertet als der Verlust aus Vorjahren.
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Streitfall führte der Kläger einen Kraf
fahrzeughandel. Er erzielte in den Jahren 
von 1999 bis 2008 teils Gewinne, teils Ve
luste, und tätigte Entnahmen und Einlagen 
in ebenfalls stark schwankender Höhe. Z
gleich waren im Betrieb Schuldzinsen ang

as Finanzamt und mit ihm das F
nanzgericht versagte in den beiden Strei
jahren 2007 und 2008 für einen Teil der 
Schuldzinsen den Betriebsausgabenabzug, 
weil Überentnahmen i.S. des § 4 Abs. 4a 
EStG vorgelegen hätten. Die Berechnung 
des Finanzamts entsprach den Vorgaben 
der Finanzverwaltung. Daher kam es zu e
ner Verrechnung mit in den Vorjahren u
berücksichtigt gebliebenen Verlusten im 
Wege einer formlosen Verlustfortschre

Der BFH ist dem nicht gefolgt. Er begrenzt 
die nach den Überentnahmen ermittelt
Bemessungsgrundlage der nicht abziehb
ren Schuldzinsen auf den von 1999 bis zum 
Beurteilungsjahr erzielten Entnahmenübe

den Überschuss aller 
Entnahmen über alle Einlagen. So wird s
chergestellt, dass ein in der Totalperiode 

afteter Verlust die Bemessung
4a EStG nicht e

und damit der Gefahr vorbeugt, dass ein 
betrieblicher Verlust ohne jede Entnahme 
zur teilweisen Versagung des Schuldzinse
abzugs führen kann. Zudem wird der Ve

res nicht anders b
wertet als der Verlust aus Vorjahren. 

 

Streitfall führte der Kläger einen Kraft-
fahrzeughandel. Er erzielte in den Jahren 
von 1999 bis 2008 teils Gewinne, teils Ver-
luste, und tätigte Entnahmen und Einlagen 
in ebenfalls stark schwankender Höhe. Zu-
gleich waren im Betrieb Schuldzinsen ange-

as Finanzamt und mit ihm das Fi-
nanzgericht versagte in den beiden Streit-
jahren 2007 und 2008 für einen Teil der 
Schuldzinsen den Betriebsausgabenabzug, 
weil Überentnahmen i.S. des § 4 Abs. 4a 
EStG vorgelegen hätten. Die Berechnung 

den Vorgaben 
der Finanzverwaltung. Daher kam es zu ei-
ner Verrechnung mit in den Vorjahren un-
berücksichtigt gebliebenen Verlusten im 
Wege einer formlosen Verlustfortschrei-

Der BFH ist dem nicht gefolgt. Er begrenzt 
die nach den Überentnahmen ermittelte 
Bemessungsgrundlage der nicht abziehba-
ren Schuldzinsen auf den von 1999 bis zum 
Beurteilungsjahr erzielten Entnahmenüber-

den Überschuss aller 
Entnahmen über alle Einlagen. So wird si-
chergestellt, dass ein in der Totalperiode 

afteter Verlust die Bemessungs-
4a EStG nicht erhöht 

beugt, dass ein 
betrieblicher Verlust ohne jede Entnahme 
zur teilweisen Versagung des Schuldzinsen-
abzugs führen kann. Zudem wird der Ver-

res nicht anders be-
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